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Gewerkschaften vertreten Interessen der Arbeiter nicht mehr!

Nach der IG Metall eskalieren auch weitere
Gewerkschaften im Kampf gegen die AfD. So
hat die SPD-Politikerin Fahimi, nun DGB-
Chefin, die AfD als „Feind der Arbeiter“
bezeichnet.

Stephan Brandner, stellvertretender
Bundessprecher der Alternative für
Deutschland, stellt klar, dass mittlerweile nur
noch die AfD die Interessen der Angestellten
und Arbeiter vertrete und deshalb auch große
Teile dieser Gruppen AfD wählten.

„Während die Gewerkschaften sich im Sumpf
des sogenannten ‚Kampf gegen Rechts‘ suhlen
und sich mit hassender Hetze gegen die AfD
befassen, setzt diese ihre Schwerpunkte in
einer Politik, die die Bedeutung derer, die
unser Land am Laufen halten, in den
Mittelpunkt stellt. Wir wollen viel mehr Brutto
vom Netto, bessere Arbeitsbedingungen und
eine Politik, die wirklich für die Menschen vor
Ort da ist. Wir haben keine Zeit für politische
Grabenkämpfe, denn wir wollen Deutschland
vom Kopf auf die Füße stellen. Die Arbeiter
wissen das und wählen deshalb die AfD.“
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Aktuelle Stunde - Debatte zur Bekämpfung von Antisemitismus in Deutschland

Nach den israelfeindlichen Kundgebungen und Straftaten in Deutschland im Gefolge des Terrorangriffs der
palästinensischen Hamas auf Israel haben am Mittwoch während einer Aktuellen Stunde im Bundestag
Vertreter aller Fraktionen jegliche judenfeindlichen Aktionen scharf verurteilt und zur entschiedenen
Bekämpfung von Antisemitismus in Deutschland aufgerufen. Für die Bundesregierung betonte
Bundesfamilienministerin Lisa Paus (Bündnis 90/Die Grünen), es sei nach deutschem Recht eine Straftat,
„Symbole der Terrororganisation Hamas zu zeigen und damit ihre Untaten zu feiern“, und dies müsse
entsprechend durchgesetzt werden. Das Existenzrecht Israels sei durch nichts zu relativieren.
 
Martin Hess (AfD) wertete es als „unerträglich“, wie sich in Deutschland als Reaktion auf den „barbarischen
Terrorakt“ der Hamas gegen Israel ein „widerwärtiger islamistischer Judenhass Bahn“ breche. Dass der Staat
dies nicht effektiv unterbinden könne, sei eine Bankrotterklärung.Antisemitismus in jeglicher Form sei
inakzeptabel und müsse mit aller Härte bekämpft werden. Dabei sei egal, ob er islamistisch,
rechtsextremistisch oder linksextremistisch motiviert sei. Die anderen Fraktionen hätten sich aber in den
vergangenen Jahren und Jahrzehnten ausschließlich auf den rechtsextremistischen Antisemitismus
konzentriert und den durch eine „verheerende Migrationspolitik“ verursachten „importierten islamistischen
Antisemitismus“ ausgeblendet.
 
Bildungspolitik - Plenardebatte zum Gendern in Bildung, Wissenschaft und Kultur

Der Bundestag hat am Mittwoch eine AfD-Initiative mit dem Titel „Genderideologie – Gefahren von Bildung,
Wissenschaft und Kultur abwenden“ (20/8862) beraten. In dem Antrag fordert die AfD-Fraktion die
Bundesregierung auf, in Zusammenarbeit mit den Ländern dafür Sorge zu tragen, dass die Sexualerziehung in
den Schulen „auf Grundlage der biologischen Zweigeschlechtigkeit des Menschen erfolgt“ und nicht dazu
genutzt wird, traditionelle Geschlechterrollen in Frage zu stellen. Auch soll die schulische Sexualerziehung
nach dem Willen der Fraktion auf Werte und Überzeugung des Elternhauses Rücksicht nehmen, in
„angemessener und altersgerechter Weise“ erfolgen und Kinder nicht mit „verstörenden Praktiken der
Erwachsenensexualität“ konfrontieren. „Echte Inter- und Transsexualität“ soll im Unterricht laut Vorlage als
das behandelt werden, „was sie ist: ein seltener Ausnahmefall, dem gleichwohl mit Respekt und ohne
Stigmatisierung zu begegnen ist“.
 
Zugleich wird die Bundesregierung in dem Antrag aufgefordert, im Rahmen der Kultusministerkonferenz
(KMK) auf die Länder einzuwirken, dass auf eine Verankerung der Genderperspektive als verbindlichem
Standard in den Bereichen Lerninhalte, Unterricht, Schulentwicklung, Aus- und Weiterbildung von
Lehrpersonen verzichtet und durch die Perspektive der biologischen Zweigeschlechtlichkeit ersetzt wird.
Ebenso soll die Bundesregierung der Vorlage zufolge im Rahmen der KMK darauf hinwirken, dass externe
Bildungsträger, Vereine und Aktivisten vom schulischen Sexualkundeunterricht ausgeschlossen werden. Des
Weiterenfordert sie die Bundesregierung unter anderem auf, die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung anzuweisen, „ihre Arbeit der Sexualaufklärung auf die biologische Zweigeschlechtlichkeit des
Menschen auszurichten“.

Mittwoch , 18. Oktober 2023



Recht - Fraktionen streiten über Bürokratieabbau in Deutschland

Der Bundestag hat sich am Donnerstag mit dem Bürokratieabbau befasst. Anlass war ein von der CDU/CSU
vorgelegter Antrag mit dem Titel „Innovation ermöglichen, Investitionen erleichtern – Agenda für
Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung“. Für die AfD-Fraktion forderte Stephan Brandner deutlich mehr
Engagement im Bürokratieabbau. Deutschland befinde sich „im Würgegriff von Bürokraten“, sei längst kein
„Bürokratiemonster“ mehr, sondern ein „Bürokratiegodzilla“. Es würden immer weniger Unternehmen
gegründet und die Zahl der Insolvenzen nehme zu, sagte Brandner, dennoch hätten Deutschland und die EU
nichts Besseres zu tun, „als Bürgern und Unternehmen immer mehr Bürokratie und wahnsinnige
Vorschriften aufzubürden“. Der Union warf er ob ihrer langjährigen Regierungsführung vor, der
„Frankenstein der Bürokratie“ zu sein.

Scharfe Debatte über finanzielle Unterstützung ziviler Seenotrettung im Mittelmeer

Die staatliche Finanzierung ziviler Seenotrettung von Flüchtlingen im Mittelmeer hat am Donnerstag zu einer
scharfen Kontroverse im Bundestag geführt. Während Redner der CDU/CSU- und der AfD-Fraktion ein Ende
der Leistungen forderten, verteidigten Vertreter der Koalition die Zahlungen. Grundlage der Debatte war ein
AfD-Antrag, dass die Bundesregierung „keine finanziellen Mittel für die sogenannte zivile Seenotrettung im
Mittelmeer zur Verfügung“ stellen soll. In der Vorlage führt die Fraktion aus, dass der Bundestag vergangenes
Jahr mit Koalitionsmehrheit beschlossen habe, „dass die ,zivile Seenotrettung' mit insgesamt acht Millionen
Euro unterstützt werde“. Dabei stehe außer Frage, dass man Menschen nicht ertrinken lassen darf. Die
Staatsanwaltschaft Trapani/Sizilien ermittele NGO- und Presseberichten zufolge jedoch gegen deutsche
private Seenotretter wegen des Verdachts der Beihilfe zur illegalen Einwanderung, schreibt die Fraktion
weiter und fordert die Bundesregierung auf, „die mutmaßliche Kooperation von sogenannten zivilen
Seenotrettern im Mittelmeer mit Schleusern zu verurteilen“.
 
In der Debatte kritisierte Stephan Brandner (AfD), ein „dubioses Geflecht aus kriminellen Vereinigungen in
Deutschland, staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, Kirchenvereinen und sogenannten
Rettungsschiffen“ solle in den kommenden vier Jahren acht Millionen Euro erhalten. Es sei aber durch nichts
zu rechtfertigen, Schleuser und Menschenhändler im Mittelmeer mit deutschen Steuermitteln zu finanzieren.
Dabei stehe für die AfD außer Frage, dass Menschen in Seenot gerettet werden müssten. Richtige
Seenotrettung bedeute aber, Schiffbrüchige in den nächsten sicheren Hafen zu bringen und nicht, Menschen
„über hunderte von Kilometern übers Mittelmeer zu schippern“, nachdem man vorher einen Treffpunkt
ausgemacht habe, an dem die „vorsätzlich in Seenot gebrachten“ Boote von den Rettungsschiffen
übernommen würden. Dies sei ein Missbrauch der Seenotrettung.
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Bürokratieentlastungsgesetz und Abschaffung der Stromsteuer gefordert

Der Bundestag hat am Freitag einen Antrag mit dem Titel „Eine Alternative zum Industriestrompreis schaffen,
um alle Unternehmen in Deutschland zu entlasten“ beraten, den die AfD-Fraktion vorgelegt hatte. Die AfD-
Fraktion will eine Alternative zum Industriestrompreis schaffen. In ihrem Antrag (20/8877) fordert sie die
Regierung auf, statt eines Industriestrompreises den Weg für mittelständische Investitionen durch einen
umfangreichen Bürokratieabbau freizumachen und hierzu ein Bürokratieentlastungsgesetz vorzulegen; die
Energiesteuer für Strom, Gas, Heizöl, Fernwärme, Kohle, Kraftstoffe, Pellets auf sieben Prozent zu senken;
darauf hinzuwirken, dass die Stromsteuer in Deutschland auf ein Minimum reduziert wird; sich dafür
einzusetzen, dass auf europäischer Ebene die Voraussetzungen für die Aufhebung der Stromsteuer geschaffen
werden; darauf hinzuwirken, dass die CO2-Abgabe auf Benzin, Dieseltreibstoff sowie Gas abgeschafft und dazu
das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) abgeschafft wird – und zur „Sicherstellung einer störungsfreien
und kostengünstigen Energieversorgung die Planung neuer Kernkraftwerke der nächsten Generation
voranzutreiben sowie den Betrieb von Kohlekraftwerken dauerhaft zu ermöglichen.

Antrag zum Wasserstoffhochlauf zurückgewiesen
 
Der Bundestag hat am Freitag einen Antrag der CDU/CSU-Fraktion zum Wasserstoffhochlauf zurückgewiesen.
Gegen die Vorlage mit dem Titel „Wasserstoffhochlauf pragmatisch, schnell und technologieoffen
voranbringen – Für eine starke Wirtschaft, für Klimaneutralität“ votierten nach der Debatte im Plenum alle
übrigen Fraktionen. Dr. Rainer Kraft (AfD) sprach mit Blick auf den Unionsantrag wie auch die Ampelpolitik
von „Wasserstoff-Phantasien“. H2 sei teuer, energieintensiv und schlecht lager- und transportfähig.Kurzum:
„Wunschdenken“. Aber offensichtlich sei man bereit, den „toten Gaul“ weiter zu reiten und auf seine
Wiederauferstehung zu warten.

Freitag, 20. Oktober 2023
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Sie sind der Frankenstein der
Bürokratie!

Rede zum Thema Bürokratieabbau der
CDU

Pressekonferenz zu unserem Antrag 
“Keine Unterstützung von Schlepperei,
Schleusungen und Menschenhandel im

Mittelmeer”

Terror nach Deutschland importiert?
5 Fragen - 5 Antworten

Politiker brauchen keine Bildung?
Reaktion der Grünen Staatssekretärin

auf meine Anfrage

https://youtu.be/wqdpp4SdE70?si=T7nu68O9hQjJ-pDv
https://youtu.be/-yhMoDz8pCE?si=WlQGlWwwp3tRCve9
https://youtu.be/E0ByV7RKgng?si=fHbZpOG05KKWUc0M
https://youtube.com/shorts/Fs9HDy0_5GE?si=5tErMQpkR0QhEuwS
https://dip.bundestag.de/vorgang/keine-unterst%C3%BCtzung-von-schlepperei-schleusungen-und-menschenhandel-im-mittelmeer/304894?term=Schleuser&f.wahlperiode=20&f.typ=Vorgang&rows=25&sort=basisdatum_ab&pos=1
https://dip.bundestag.de/vorgang/keine-unterst%C3%BCtzung-von-schlepperei-schleusungen-und-menschenhandel-im-mittelmeer/304894?term=Schleuser&f.wahlperiode=20&f.typ=Vorgang&rows=25&sort=basisdatum_ab&pos=1
https://dip.bundestag.de/vorgang/keine-unterst%C3%BCtzung-von-schlepperei-schleusungen-und-menschenhandel-im-mittelmeer/304894?term=Schleuser&f.wahlperiode=20&f.typ=Vorgang&rows=25&sort=basisdatum_ab&pos=1


Kommende Termine 
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Kommende Sprechstunden
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Termine in der Plenarwoche
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Pressekonferenz zum
Finanzierungsverbot der
Schlepper im Mittelmeer

Interview zur Gründung der
Wagenknecht-Partei

Podcast 7 Tage Deutschland Hochkarätige Delegation aus
Albanien



Meine BPA-Fahrt in Berlin
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Unsere Kalender für 2024 sind da!

Die neue KLARTEXT ist da!

https://www.brandner-im-bundestag.de/fileadmin/user_upload/Klartext/Klartext_Oktober_2023.pdf


Wir stehen an Ihrer Seite
Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17
Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Nach Vereinbarung

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17
Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17
Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17
Uhr

Stellen Sie Ihre Fragen
bei Abgeordnetenwatch

Stephan Brandner 
Platz der Republik 1
11011 Berlin 


